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1 Ausweg aus dem Schuldenstaat - Agenda 2020 not-
wendig 

 
Die Finanzlage der Kommunen in Deutschland hat sich im Jahr 2011 zwar verbessert. 
Dies ist insbesondere der Konjunktur geschuldet. Das Defizit wird bei rund drei Mrd. 
Euro liegen. Eine Entwarnung bedeutet dies aber keineswegs, denn die Konjunktur 
trübt sich ein, damit verbunden ist ein weiterer Anstieg der Sozialkosten. Große Sorgen 

bereitet die Verschuldung. 
Bund, Länder und Kommunen 
sind in Deutschland mit über 
zwei Billionen Euro verschuldet. 
Täglich müssen dafür fast 170 
Mio. Euro Zinsen aufgebracht 
werden. Trotz eines guten Wirt-
schaftswachstums und zurück 
gehender Arbeitslosigkeit kom-

men die staatlichen Haushalte nicht ohne neue Schulden aus. Zwar signalisieren die 
Steuerschätzungen Mehreinnahmen, doch die Ausgaben steigen immer schneller. So 
haben die Sozialausgaben im Jahre 2011 erstmals die 45-Milliarden-Eurogrenze fast 
erreicht. Nach wie vor droht vielen Kommunen – insbesondere vor dem Hintergrund 
der sich abschwächenden Wirtschaft – die Handlungsunfähigkeit. Das hat gravierende 
Folgen für das Leben der Menschen vor Ort und führt zwangsläufig zu weniger Investi-
tionen, zum weiteren Verfall der Infrastruktur und dazu, dass wichtige Vorhaben wie 
der Weg in die Bildungsrepublik, eine bessere Kinderbetreuung und die Integrations-
förderung nicht im nötigen Umfang vorangetrieben werden können. Die freiwilligen 
Aufgaben werden zunehmend in Frage gestellt. Damit ist nicht nur die kommunale 
Selbstverwaltung, sondern auch die lokale Demokratie gefährdet. Sie ist die Basis un-
seres Staates.  
 
Der Bürger begegnet dem Staat in erster Linie in seiner Stadt und Gemeinde. Wenn 
dort nicht mehr ansatzweise das 
Notwendigste geleistet werden 
kann, wird die Politikverdrossenheit 
weiter steigen, die Partizipation 
und die Bereitschaft, sich für die 
Allgemeinheit einzusetzen, sinken. 
Die Politik muss die Wende herbei-
führen. Wir brauchen eine Agenda 
2020, mit der die notwendigen Re-
formen und die Neuausrichtung unserer Gesellschaft eingeleitet werden. Wie bei der 
Energiewende brauchen wir ein komplettes Umsteuern, um den Weg aus dem Schul-
denstaat zu finden und endlich wieder in die Lage versetzt werden, die notwendigen 
öffentlichen Investitionen dauerhaft zu finanzieren. Die Reformen müssen dazu beitra-
gen, dass der Sozialstaat dauerhaft finanzierbar bleibt und zukunftsfest wird. Gleichzei-
tig muss dem demographischen Wandel Rechnung getragen und die Wettbewerbsfä-
higkeit Deutschlands weiter gestärkt werden.  
 
Dies wird nur mit starken Städten und Gemeinden verwirklicht werden können. Nur wer 
die Handlungsfähigkeit der Städte und Gemeinden sichert, ihre Gestaltungsmöglichkei-
ten erweitert und die kommunalen Kompetenzen sinnvoll nutzt, sichert damit auch die 
Demokratie und den Wohlstand unserer Gesellschaft.   
 

„Wir brauchen eine Agenda 
2020, mit der die notwendigen 
Reformen und die Neuausrich-
tung unserer Gesellschaft ein-
geleitet werden“  
DStGB-Präsident Bürgermeister 
Roland Schäfer 

„Wie bei der Energiewen-
de brauchen wir ein kom-
plettes Umsteuern um den 
Weg aus dem Schulden-
staat zu finden.“ DStGB-
Hauptgeschäftsführer Dr. 
Gerd Landsberg 
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2 DStGB Forderungen auf einen Blick 
 

2.1 Kommunale Einnahmesituation verbessern! 
Gewerbesteuer reformieren: 
Erweiterung der Bemessungsgrundlage: Bewährte Elemente bewahren und stärken. 
Schwachstellen durch Erweiterung des Kreises der Steuerpflichtigen auf Selbständige kurz-
fristig und ohne bürokratischen Aufwand beseitigen.  
 
Grundsteuer reformieren, Aufkommen verbessern. 
 
Gemeindlichen Umsatzsteueranteil erhöhen. 
 

2.2 Ausgaben weiter reduzieren! 
Die Kommunen finanzieren in zu großem Umfang Sozialausgaben, die gesamtstaatliche und 
gesamtgesellschaftliche Aufgaben darstellen. Die Entlastung der Kommunen von den Kosten 
der Grundsicherung war ein erster richtiger Schritt, dem weitere Schritte folgen müssen.  
 
Bundesteilhabegeld für Menschen mit Behinderung einführen. 
Das Risiko einer Behinderung ist - ebenso wie die Pflegebedürftigkeit - ein allgemeines Le-
bensrisiko. Daher sollte zur teilweisen Abdeckung ein Bundesteilhabegeld eingeführt wer-
den. Zusätzlich sollten einzelne Risiken in die Pflegeversicherung bzw. in die Krankenversi-
cherung überführt werden.  
 
Eigenverantwortung und Eigenvorsorge stärken  
Wir brauchen bessere Rahmenbedingungen und Anreize, damit die Menschen in größerem 
Umfang für das Alter, für Pflege oder Behinderung Eigenvorsorge betreiben. Ein "Pflegeries-
ter" kann hier hilfreich sein.  
 

2.3 Leistungsgesetze tabulos überprüfen  
Den Weg aus dem Schuldenstaat werden wir nur finden, wenn wir bereit sind, Leistungsge-
setze tabulos zu überprüfen.  
 
Vorrang für Investitionen vor höheren Transferleistungen.  
 
Lebensarbeitszeit weiter verlängern, Eigenvorsorge ausbauen. 
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2.4 Aktionsprogramm Kinderbetreuung  
 
Zusätzliche Finanzmittel von Bund und Ländern unverzichtbar.  
Initiative für mehr Tagesmütter einschließlich steuerlicher Anreize. 
Stärkeres Engagement der Wirtschaft (Betriebskindergärten, Arbeitsumfeld anpassen). 
Moratorium des Rechtsanspruchs vorbereiten, Klagewelle vermeiden.  
Zeitweise Aussetzung von Standards. 
Flexible Bau- und Nutzungsformen.  
Aktivierung von Eltern-Kinder-Initiativen. 
Ausbildungsoffensive für Personal. 
 

2.5 Energiewende und Bürgerbeteiligung  
Entscheidende Rolle der Kommunen bei der Energiewende beachten.  
Kommunen an der Wertschöpfung beim Netzausbau beteiligen.  
Bürgerbeteiligung modernisieren.  
Planungs- und Gerichtsverfahren straffen.  
Energetischer Gebäudesanierung Vorrang einräumen.  
 

2.6 Mit mehr Europa in eine bessere Zukunft 
Erfolge des europäischen Einigungsprozesses besser kommunizieren.  
Einigungsprozess vorantreiben.  
Europäisches Parlament stärken.  
Ausbau des Wirtschafts- und Sozialmodells voranbringen.  
Wirtschafts- und Finanzregierung schaffen.  
Subsidiaritätsprinzip beachten.  
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3 Erfolgreiche Zukunft nur mit mehr Europa 
 
Europa steht am Scheideweg. Über 5 Mio. Jugendliche sind in der EU ohne Arbeit. Die Krise 
überschuldeter öffentlicher Haushalte droht zu einer Gefahr für den Euro und der Europäi-
schen Union zu werden. Die Menschen haben Angst, um ihre Arbeitsplätze, soziale Absiche-
rung und Zukunftsperspektiven. Das lässt viele in den europäischen Staaten am Erfolgsmo-
dell „Europa“ zweifeln.  
 
Die zentralen Herausforderungen, denen wir uns künftig stellen müssen, sind gesamteuropä-
ischer Natur. Die Globalisierung, die demografische Entwicklung, der Klimawandel, die Wirt-
schafts- und Finanzpolitik oder die gleichbleibende Versorgung der Bürger mit Dienstleistun-
gen der Daseinsvorsorge und die soziale Absicherung sind längst keine rein nationalen 
Themen mehr und lassen sich nur mit starken Kommunen bewältigen. 
 

3.1 Einigungsprozess vorantreiben  
 
Wir müssen den Einigungsprozess weiter beschreiten und gerade den an Europa zweifeln-
den Jugendlichen eine Perspektive von einem sinnhaften Leben und Arbeiten in der europäi-
schen Wertegemeinschaft geben.  
 
Hier können die Kommunen einen wichtigen Beitrag leisten. Über Städtepartnerschaften ist 
der Einigungsprozess in Europa immer weiter vorangetrieben worden, und viele Menschen 
identifizieren sich europaweit mit ihrer Kommune und ihrer Region. Längst haben wir eine 
europäische Identität, die historisch bedingt von den Städten und Gemeinden in Europa ge-
tragen wird. Das können wir z.B. auch nutzen, um in einem Aktionsprogramm Mitarbeiter aus 
unseren Städten den Kollegen in Griechenland zu helfen, die dortige Verwaltung effektiver 
zu gestalten. Derartige Hilfsprogramme haben sich nach der Wiedervereinigung bewährt. 
 
Es gibt zahlreiche Bereiche, in denen beide Seiten von einer Kooperation profitieren können: 
Von der Unternehmensansiedlung über die Abfallwirtschaft und den Tourismus bis hin zum 
Jugendaustausch. Auch auf dem Gebiet erneuerbare Energien und Energieeffizienz haben 
deutsche Städte in den vergangenen 15 Jahren viel Know-how gesammelt.  
 
Gerade in der Krise, in der die nationalen Regierungen mit der Bewältigung der Euro- und 
Schuldenkrise beschäftigt sind, kann ein neues Aufbruchsignal der Städte und Gemeinden 
eine große Chance darstellen. Die Kommunen müssen zum Motor der Revitalisierung des 
Integrationsprozesses werden. 
 
Zur Lösung unserer gemeinsamen Probleme brauchen wir aber nicht weniger, sondern mehr 
Europa! 
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3.2 Schuldenbremse für alle EU-Länder notwendig 
 
Die Schuldenkrise betrifft alle Länder in der EU. Nur in Solidarität, mit gemeinsamen Sparan-
strengungen und einer Konzentration auf die zentralen Herausforderungen werden wir unse-
re Zukunft in Frieden und Wohlstand sichern. Dazu gehören eine Stärkung des europäischen 
Parlaments und der konsequente Ausbau des Wirtschafts- und Sozialmodells, das sich be-
währt hat. Dazu zählt einerseits die konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprinzips, wo-
nach auf der europäischen Ebene nur das zu regeln ist, was notwendigerweise dort zu be-
stimmen ist. Andererseits müssen aber auch nationale Egoismen zurückgestellt werden, um 
die gemeinsame Vision eines vereinten Europas voranzubringen.  
 
Die Kommunen treten ein für eine soziale Marktwirtschaft in Europa und der Welt, in der 
Markt und Wettbewerb stattfinden im Gleichklang mit nötiger öffentlicher Kontrolle und Regu-
lierung. Die Sparkassen sind dabei ein unverzichtbarer Pfeiler wirtschaftlicher Stabilität und 
des wirtschaftlichen Erfolges. Dafür stehen nicht zuletzt die Maxime der Sparkassen: Veran-
kerung in der Region, gesichert durch eine kommunale Trägerschaft. 
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Eine dauerhafte, stabile gemeinsame Währung Euro setzt eine mutige und entschlossene 
Weiterentwicklung der gemeinsamen Finanz- und Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
Union voraus. Die Debatte über eine vergemeinschaftete Wirtschaftsregierung führt auf den 
richtigen Weg und darf nicht kleingeredet, sondern muss nunmehr inhaltlich gestaltet wer-
den.  
 
Wir brauchen eine Diskussion, wie das Ende des Integrationsprozesses aussehen soll. Die 
Zeiten, in denen wir es uns leisten konnten, keine Entscheidung zu treffen, sind vorbei. 
 
Scheitert der Euro, scheitert auch der Integrationsprozess in Europa. Die wirtschaftliche 
Entwicklung Deutschlands und in Europa, aber auch die Schuldenkrise ist eng mit der Wäh-
rung Euro verbunden. Wenn die Wirtschafts- und Finanzkrise sich auf die Realwirtschaft 
durchschlägt, hat das auch gravierende Folgen für die Städte und Gemeinden hierzulande. 
Wenn die Einnahmen aus der Gewerbesteuer sinken und gleichzeitig die Kreditkonditionen 
für das Gewerbe vor Ort, aber auch für die Kommunen sich immer ungünstiger entwickeln, 
werden die Städte und Gemeinden immer weniger in Lage sein, ihre Aufgaben zu erfüllen. 
 
 
 
 



 
 
DStGB Bilanz 2011/12  8 
 
 
 
 
 
 
 

 

4 Städte und Gemeinden in schwieriger Finanzlage 
 
Die Auswirkungen der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise waren und sind in den Kommunen 
deutlich spürbar. Innerhalb nur eines Jahres stürzte der kommunale Finanzierungssaldo im 
Jahr 2009 um fast 15 Mrd. Euro auf  -7,2 Mrd. Euro ab. Gefolgt von einem Rekorddefizit im 
Jahr 2010 von -7,7 Mrd. Euro. Die Krise allein trägt aber nicht die Schuld an der desolaten 
Finanzlage der kommunalen Haushalte. Die Schieflage der kommunalen Finanzen ist viel-
mehr Ergebnis einer sich seit Jahren vollziehenden Entwicklung. Betrachtet man die Finan-
zierungssalden der Kommunen über einen längeren Zeitraum (1993-2010) zeigt sich, dass 
die Kommunen lediglich in den kurzen Drei-Jahres-Zeiträumen von 1998 bis 2000 und 2006 
bis 2008 Finanzierungsüberschüsse erzielen konnten. In den anderen zwölf Jahren ver-
zeichneten die Städte und Gemeinden Finanzierungsdefizite von durchschnittlich -5,5 Mrd. 
Euro. Fakt ist also: Die Kommunen in Deutschland leiden an ihrer strukturellen Unterfinanzie-
rung!  
 

 
 
Abbildung 1
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4.1 Haushaltskonsolidierung hat Vorrang 
 
Nach der Steuerschätzung vom November 2011 können auch die Kommunen mit Steuer-
mehreinnahmen rechnen. Das ist zwar eine gute Nachricht. Dennoch kann für die kommuna-
len Haushalte keine Entwarnung gegeben werden. Für die Städte und Gemeinden sind 
Steuersenkungen und die dadurch bedingten Steuerausfälle nicht zu verkraften. Die Haus-
haltslage der Kommunen ist - trotz erwarteter höherer Steuereinnahmen - nach wie vor äu-
ßerst angespannt. Auch im Jahr 2011 driften kommunale Einnahmen und Ausgaben ausei-
nander. Für das Jahr 2011 rechnen wir mit einem kommunalen Finanzierungsdefizit von ca. -
3,0 Mrd. Euro. Insofern sind Forderungen nach Steuersenkungen das falsche Signal! Das gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund der Finanzmarktkrise. Die Krise in der Eurozone ist eine 
Schuldenkrise. Bund, Länder und Gemeinden sitzen auch in Deutschland auf einem Schul-
denberg von über 2 Billionen Euro. Zu keiner Zeit war der Schuldenstand der öffentlichen 
Haushalte in Deutschland höher als jetzt.  
 

4.2 Verschuldung abbauen 
 
Im Vordergrund der Politik muss daher die nachhaltige Haushaltskonsolidierung stehen. 
Mehreinnahmen gilt es in erster Linie für den Abbau der Verschuldung zu nutzen. Das sehen 
nach einer Umfrage des Deutschen Städte- und Gemeindebundes übrigens auch die Bürger, 
die die Politik mit Steuersenkungen entlasten will, in großer Mehrheit so. Mitte 2011 lag die 
kommunale Verschuldung bei gut 130 Mrd. Euro. Während die langfristige Verschuldung der 
Kommunen zur Deckung investiver Ausgaben seit Jahren zurückgeht, spielen die Kassenk-
redite in der kommunalen Wirklichkeit eine immer größere Rolle. Rund ein Drittel - über 44 
Mrd. Euro - der kommunalen Verschuldung entfallen auf Kassenkredite! Der seit Jahren an-
haltende rasante Anstieg der Kassenkredite ist ein deutliches Zeichen dafür, dass zwischen 
kommunalen Einnahmen auf der einen und Aufgaben bzw. Ausgaben auf der anderen Seite 
eine enorme Lücke klafft.  
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Abbildung 2 

 

4.3 Gewerbesteuer erhalten und stärken 
 
Insofern verbieten sich Experimente mit der Haupteinnahmequelle der Kommunen - der Ge-
werbesteuer -, wie sie im Rahmen der Gemeindefinanzkommission diskutiert, aber letztlich 
verworfen wurden. Dabei vermitteln die Gegner der Gewerbesteuer gern den Eindruck, im 
Interesse der Gemeinden zu handeln. Man verweist auf enorme Schwankungen und fehlen-
de Kalkulierbarkeit. Tatsächlich ist die Gewerbesteuer im Krisenjahr 2009 netto um fast -20 
% zurückgegangen. Eben dieser Rückgang sollte nun als Argument für ihre Abschaffung 
dienen. Das verkennt aber, dass die Gewerbesteuer zugleich zu den dynamischsten Steuer-
arten gehört, die wir haben.  
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Bereits in den Jahren 2010 und 2011 ist ihr Aufkommen wieder deutlich angewachsen. Für 
das Jahr 2012 erwarten die Steuerschätzer, dass die Gewerbesteuereinnahmen das hohe 
Niveau des Jahres 2008 mit 35,2 Mrd. Euro sogar übertreffen werden. Die aktuelle Entwick-
lung der Gewerbesteuer zeigt, dass es richtig ist, an ihr festzuhalten!  
 

 
 
Abbildung 3 

Vielmehr kann den Schwächen der Gewerbesteuer im System entgegengewirkt werden. Da-
zu gehören die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage und die Erweiterung des Kreises 
der Steuerpflichtigen. Auf diesem Wege kann die Abhängigkeit von den versteuerten Gewin-
nen nur weniger Steuerzahler vor Ort verringert und zugleich zur Verbreiterung der kommu-
nalen Steuerbasis auch wirtschaftlich schwächerer Kommunen beigetragen werden. Die 
Gewerbesteuer als wirtschaftskraftbezogene Steuer stellt ein Äquivalent für wirtschaftsorien-
tierte Ausgaben der Gemeinden dar. Dahinter steht das Interesse der örtlichen Wirtschaft an 
einer gut ausgebauten kommunalen Infrastruktur, welche die Gemeinden durch die Einnah-
men aus der Gewerbesteuer finanzieren. Das Äquivalenzprinzip erfordert daher auch die 
Einbeziehung der Freien Berufe in die Gewerbesteuer. Auch ein Arzt profitiert schließlich von 
einer intakten gemeindlichen Infrastruktur.  
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4.4 Sozialausgaben steigen weiter 
 
Die finanziellen Probleme der Städte und Gemeinden in Deutschland lassen sich auf Dauer 
aber nicht allein über die Einnahmenseite lösen. Zentrales Problem der kommunalen Finanz-
lage sind die Sozialausgaben. Diese haben sich seit der Wiedervereinigung mit voraussicht-
lich fast  45 Mrd. Euro in 2011 verdoppelt. Das überfordert die kommunalen Haushalte. Da-
bei gewinnt die Entwicklung der Sozialausgaben weiter an Dynamik. Während die Sozial-
ausgaben in dem Zehnjahres-Zeitraum von 1992 bis 2002 um ca. +6 Mrd. Euro stiegen, wird 
für den Zehnjahres-Zeitraum von 2002 bis 2012 ein Anstieg von über +17 Mrd. Euro auf fast 
46 Mrd. Euro erwartet. Dazu beigetragen haben u. a. die Ausgaben für die Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung. Diese haben sich seit der Einführung im Jahr 2003 - 
also in nur acht Jahren - gar verdreifacht. Im Jahr 2010 betrugen die Ausgaben hierfür 4,1 
Mrd. Euro. 
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Abbildung 4 

Vor diesem Hintergrund hat sich der Bund im Rahmen der Gemeindefinanzkommission ver-
pflichtet, die Kosten der Grundsicherung über die bisherige Bundesbeteiligung hinaus in drei 
Stufen (2012 zu 45 %, 2013 zu 75 %, ab 2014 zu 100 %) vollständig zu übernehmen. Aller-
dings enttäuscht das Gesetz, mit dem die Entlastung umgesetzt wird. So wird zunächst nur 
die 1. Stufe der Entlastung im Jahr 2012 geregelt. Die schrittweise Erhöhung der Bundesbe-
teiligung in den Jahren 2013 und 2014 ist einem gesonderten Gesetzgebungsverfahren vor-
behalten. Planungssicherheit für die kommunalen Haushalte gibt es somit nicht. Zudem wird 
bei der Höhe der Erstattung auf die Nettoausgaben im Vorvorjahr abgestellt, anstatt sich an 
den tatsächlichen Nettoausgaben zu orientieren. Damit bleibt das „Gesetz zur Stärkung der 
Finanzkraft der Kommunen“ hinter den Vereinbarungen zurück. In dem anstehenden weite-
ren Gesetzgebungsverfahren muss der Bund Wort halten! 
 

4.5 Kommunale Entschuldungsprogramme auflegen 
 
Inzwischen haben mehrere Länder erkannt, dass die kommunale Finanznot und die damit 
verbundene Handlungsunfähigkeit vieler Städte und Gemeinden nicht länger hingenommen 
werden kann. Kommunale Entschuldungsprogramme sind erste wichtige Hilfestellungen der 
Länder, um Kommunen mit hoher Verschuldung einen Ausweg aus der Vergeblichkeitsfalle 
zu zeigen. Sie sind zugleich ein positives Signal dahingehend, dass der Haftungsverbund 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen funktioniert. Die kommunalen Entschuldungsfonds 
können aber nur dann dauerhaft Wirkung zeigen, wenn gleichzeitig Fehler der Vergangen-
heit korrigiert und in der Zukunft vermieden werden. Sie ersetzen keine Strukturreformen.  
 

4.6 Blick nach vorn: Strukturelle Finanzprobleme bleiben bestehen 
 
Im Jahr 2012 ist zwar - bei anhaltend guter konjunktureller Entwicklung - mit einer Verbesse-
rung der kommunalen Finanzsituation zu rechnen. Grund zur Entwarnung gibt es dennoch 
nicht. Der wirtschaftliche Einbruch des Jahres 2009 und umfangreiche Steuerentlastungen in 
den letzten Jahren bei gleichzeitig steigenden Sozialausgaben belasten die kommunalen 
Haushalte nach wie vor enorm. Die Schere zwischen armen und reichen Städten und Ge-
meinden öffnet sich weiter. Auch im laufenden Jahr werden dringend notwendige Investitio-
nen zurückgestellt werden müssen. Derzeit investieren die Kommunen pro Jahr nur etwa 60 
% dessen, was sie für soziale Leistungen aufwenden müssen. Damit fällt nicht nur ein wich-
tiger Impulsgeber für die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland weg, die Folgen dieser 
nicht bedarfsgerechten Investitionsfähigkeit sind längst auch für jedermann sichtbar.  
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4.6.1 Grundsteuer reformieren  
 
Eine Reform der Grundsteuer ist überfällig. Die überkommenen Einheitswerte, die immer 
noch die Bemessungsgrundlage der Steuer bilden, sind nicht mehr zeitgemäß. Sie haben 
sich auf Grund der weit zurückliegenden Bezugszeitpunkte 1935 (neue Länder) und 1964 
(alte Länder) zum Teil extrem weit von den realen Werten der Grundstücke entfernt. Dies 
kann dazu führen, dass etwa ein vor wenigen Monaten neu bebautes Grundstück einem 
Grundstück mit einem Gebäude der Baujahre 1935 bzw. 1964 gleichgestellt wird. Angesichts 
der sich ändernden Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes und der damit verbundenen 
Frage, wie lange das Bundesverfassungsgericht die derzeitige Grundsteuerveranlagung 
noch akzeptieren wird, ist eine zügige Reform geboten. Im Mittelpunkt der Reform steht für 
die Kommunen die Sicherung des Grundsteueraufkommens von derzeit knapp 10 Mrd. Euro 
und die Erhaltung der Grundsteuer als gute, mit Hebesatz versehene Gemeindesteuer. Poli-
tische Rücksichtnahmen aufgrund von Landtagswahlen in einzelnen Ländern dürfen kein 
Grund mehr sein, die Grundsteuerreform weiter zu verzögern.  
 

4.6.2 Aufgaben kritisch hinterfragen  
 
Die negative Finanzentwicklung in den Kommunen wird sich fortsetzen, wenn nichts auf der 
Ausgabenseite geschieht. Bund und Länder müssen dafür Sorge tragen, dass die Städte und 
Gemeinden ihre Aufgaben angemessen erfüllen können. Dies erfordert eine aufgabenadä-
quate Finanzausstattung. Dabei kann den kontinuierlich steigenden Sozialausgaben auf 
Dauer nicht mit einer ebenso stetig wachsenden Einnahmenbasis der Kommunen begegnet 
werden. Letztlich führt daran, die Problematik der kommunalen Aufgabenseite endlich anzu-
gehen, kein Weg vorbei. Wer Ausgaben des Staates reduzieren und Verschuldung bremsen 
möchte, kommt um eine kritische Analyse des Sozialbereichs nicht herum. Nicht nur das 
Sozialstaatsprinzip hat Verfassungsrang, auch die Schuldenbremse ist verfassungsrechtlich 
verankert.  
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5 Sozialausgaben überfordern Kommunen  
 

5.1 Soziale Leistungen steigen auf Rekordniveau  
 
Die Städte und Gemeinden haben ein enormes Ausgabenproblem. Seit Jahren steigen die 
Ausgaben der Kommunen für Sozialleistungen. Sie belaufen sich inzwischen auf knapp 45 
Mrd. Euro jährlich.  
 

 
 
Abbildung 5 
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Die meisten der Soziallasten werden von Bund und Ländern vorgegeben und können von 
den Kommunen wenig beeinflusst werden. Da auch Bund und Länder sparen müssen, führt 
kein Weg daran vorbei, zu überlegen, wo Leistungen reduziert bzw. wohin die Mittel fließen 
müssen. Angesichts der dramatischen Finanzsituation der Städte und Gemeinden ist eine 
vorbehaltslose Debatte über die Zukunft des Sozialstaates dringend angezeigt. Wir diskutie-
ren derzeit in Deutschland nur darüber, was der Staat zusätzlich gewähren kann, ohne die 
Frage zu stellen, wer das bezahlen soll. Die bisherigen sozialen Leistungen sind aber nicht 
mehr finanzierbar. Auch profitieren mittlerweile von einzelnen Sozialleistungen Menschen, 
die nicht unbedingt auf eine staatliche Unterstützung angewiesen sind. Strukturelle Korrektu-
ren sind unausweichlich.  
 
Dazu gehört auch die notwendige Ehrlichkeit gegenüber den Bürgern. Mit immer weniger 
Steuern können nicht immer bessere Leistungen erbracht werden. Nicht alles, was wün-
schenswert ist, ist auch finanzierbar. Vielmehr muss der Sozialstaat auf das wirklich Not-
wendige zurückgeführt werden. 

5.2 Eingliederungshilfen für Behinderte reformieren 
 
Allein in den vergangenen 12 Jahren sind die Bruttoausgaben der Eingliederungshilfen für 
Behinderte für die Träger der Sozialhilfe aufgrund einer Ausweitung der gesetzlichen An-
sprüche und einer Zunahme der leistungsberechtigten Personen in Deutschland um über 74 
% von 7,95 Mrd. Euro in 1998 auf 13,8 Mrd. Euro im Jahr 2010 gestiegen. Die Leistungen 
der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung stellen aufgrund der kontinuierlichen 
jährlichen Fallzahlerhöhungen hinsichtlich des Ausgabevolumens seit mehreren Jahren die 
größte Einzelposition im Leistungsspektrum des SGB XII dar. Behinderung ist ein allgemei-
nes Lebensrisiko, welches jeden Bürger jeden Tag überall in Deutschland treffen kann. Als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe sind Hilfen für behinderte Menschen auch gesamtgesell-
schaftlich zu erbringen und nicht allein von den Kommunen zu finanzieren. Deshalb muss 
auch der Bund zur Bewältigung der wachsenden Aufgabe beitragen. Den Menschen mit Be-
hinderungen muss ein Teilhabegeld gewährt werden. Seit 2004 liegt hierfür ein Vorschlag 
des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge (DV) vor, den der DStGB unter-
stützt. In der Gemeindefinanzkommission haben Länder und Kommunen die Realisierung 
gefordert. Der Bund weigert sich jedoch bisher, den Vorschlag aufzugreifen. 
 



 
 
DStGB Bilanz 2011/12  17 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Abbildung 6 

Umso erfreulicher ist der Vorstoß des Freistaats Bayern Anfang September 2011 zu werten, 
wonach die Leistungen für Menschen mit Behinderung und Betreuungsleistungen für Men-
schen mit Demenz in einem steuerfinanzierten Bundesleistungsgesetz geregelt werden sol-
len. Im Gegensatz zur Pflegeversicherung soll das Bundesleistungsgesetz nicht durch Sozi-
alabgaben oder Beiträge finanziert werden, sondern aus Steuermitteln des Bundes. Aus 
Sicht des DStGB ist das bayerische Konzept einer Zusammenführung von Leistungen für 
Menschen mit Behinderungen und pflegebedürftige Menschen ein Schritt in die richtige Rich-
tung und würde die Kommunen enorm von den Kosten der Eingliederungshilfe entlasten.   
 
Darüber hinaus ist ausgehend vom „Bedürftigkeitsprinzip“ als Grundprinzip der Sozialhilfe zu 
fordern, Leistungen auf die wirklich Bedürftigen zu konzentrieren. Das bedeutet, dass auch 
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bei behinderten Menschen Einkommen und Vermögen anzurechnen und Unterhaltspflichtige 
heranzuziehen sind. Dabei muss auch hier der allgemeine Grundsatz gelten, dass leistungs-
fähige Menschen dazu beitragen, dass Leistungen auch denjenigen gewährt werden können, 
die nicht selbst dafür aufkommen können.  

5.3 Pflegeversicherung zukunftsfest machen 
 
Die Zahl der Pflegebedürftigen ist seit Einführung der Pflegeversicherung kontinuierlich ge-
stiegen. Derzeit beträgt die Zahl der Leistungsbezieher rund 2,42 Mio. Für das Jahr 2030 
werden 3,37 Mio. Pflegebedürftige und für das Jahr 2050 4,5 Mio. Pflegebedürftige prognos-
tiziert. In Zukunft werden auch immer mehr Menschen mit Migrationshintergrund pflegebe-
dürftig werden, die kommunalfinanzierte Hilfe zur Pflege wird wieder stärker in Anspruch ge-
nommen. Der wachsenden Zahl von Pflegebedürftigen steht ein zu erwartender Mangel an 
Pflegekräften gegenüber. Für das Jahr 2025 wird der Mangel an Fachkräften auf über 
150.000 Pflegekräfte geschätzt. 
 
Mehr als zwei Drittel (rund 1,62 Mio.) aller Pflegebedürftigen wurden zu Hause versorgt. Von 
diesen erhielten 1,07 Mio. Pflegebedürftige ausschließlich Pflegegeld - das bedeutet, dass 
sie in der Regel allein durch Angehörige gepflegt wurden. Weitere 555.000 Pflegebedürftige 
lebten ebenfalls in Privathaushalten, bei ihnen erfolgte die Pflege jedoch zusammen mit oder 
vollständig durch ambulante Pflegedienste. In Pflegeheimen vollstationär betreut wurden 
insgesamt 717.000 Pflegebedürftige.  
 
Nicht zuletzt aufgrund sich verändernder Familienstrukturen und eines sich daraus ergeben-
den wachsenden Anteils von allein lebenden Pflegebedürftigen sowie einer zu erwartenden 
Zunahme der Erwerbstätigkeit insbesondere von Frauen werden zukünftig immer weniger 
Menschen im häuslichen Umfeld gepflegt werden können, mit der Konsequenz, dass der 
Bedarf an professioneller, kostenintensiverer Pflege außerhalb der familiären Strukturen 
stark ansteigen wird. Da die Pflegeversicherung von Beginn an nur als „Teilkaskoversiche-
rung“ ausgestaltet ist, müssen steigende Pflegekosten zunächst durch die Pflegebedürftigen 
selbst bzw. bei fehlenden Einkünften durch die Träger der Sozialhilfe (Hilfe zur Pflege nach 
dem SGB XII) übernommen werden. Der Kostenanstieg dieses Leistungsbereichs hat in den 
vergangenen Jahren wieder erheblich an Dynamik gewonnen. Beliefen sich die Bruttoaus-
gaben im Jahr 2002 noch auf  2,9 Mrd. Euro sind diese im Jahr 2010 bereits auf 3,4 Mrd. 
Euro angestiegen. Angesichts dieser Entwicklung ist insbesondere in diesem Bereich mit 
steigenden Fallzahlen und damit steigenden Kosten zu rechnen. Dem muss mit einer nach-
haltigen Reform der Pflegeversicherung begegnet werden.  
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Abbildung 7 

Eine Reform der Pflegeversicherung ist unabdingbar. Nach dem Modell der Riester-Rente 
könnte eine private Pflege-Zusatzversicherung geschaffen werden, bei der sowohl der Versi-
cherte als auch der Staat einzahlen. Im Übrigen ist eine Beitragssatzsteigerung auch hin-
nehmbar, da dieses die Konsequenz der demographischen Entwicklung ist. 
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6 Grundsicherung für Arbeitsuchende (Hartz IV) 
 
Trotz guter Konjunkturlage hat sich die Zahl der Leistungsempfänger in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende (SGB II – Hartz IV) kaum verringert. Nach wie vor sind rund 6,2 Mio. 
Menschen auf Hartz IV angewiesen. Dies bedeutet eine Belastung der Kommunen von rund 
10 Mrd. Euro allein durch die Unterkunftskosten. 
 

6.1 Langzeitarbeitslosigkeit als drängendes Problem  
 
Während im November 2011 rund 717.000 Menschen Arbeitslosengeld nach dem SGB III 
bezogen, erhielten weiterhin rund 6,14 Mio. Menschen Leistungen nach dem SGB II (Hartz 
IV). In den letzten 5 Jahren ist die Arbeitslosigkeit insgesamt um 34 % gesunken, dagegen 
die Zahl der SGB II-Empfänger nur um 15 %. Von den 6,14 Mio. Leistungsbeziehern waren 
rund 4,4 Mio. (72 %) erwerbsfähige, und 1,7 Mio. nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte, 
hierunter zu 95 % Kinder und Jugendliche unter 15 Jahren. Von den erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigen gelten rund 43 % als arbeitslos, 57 % bezogen Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts für Arbeitssuchende ohne als arbeitslos zu gelten. Der letztere Perso-
nenkreis befindet sich in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, in ungeförderter Erwerbstätig-
keit, in Schulen, im Studium, gilt als arbeitsunfähig oder ist in vorruhestandsähnlichen Rege-
lungen. Rund 1,37 Mio. SGB II-Empfänger sind erwerbstätig, davon rund 310.000 in sozial-
versicherungspflichtiger Vollzeitbeschäftigung. Von den erwerbstätigen Leistungsberechtig-
ten waren 58 %  24 Monate und länger im Leistungsbezug. Dass Schulabschlüsse und 
Übergänge von Schule in Ausbildung und Beruf die wesentlichen Stellschrauben für eine 
spätere Arbeitslosigkeit sind, werden durch die aktuellen Zahlen der Bundesagentur eben-
falls belegt: 19,3 % der Jugendlichen  unter 25 Jahren im SGB II haben keinen Schulab-
schluss. Zieht man die berufliche Qualifikation heran, haben 52,1 % der Langzeitarbeitslosen 
keine abgeschlossene Berufsausbildung. Stellschrauben für eine signifikante Verringerung 
sind Berufs- und Bildungsabschlüsse. Hier muss mehr investiert werden.  
 
Der hohen Zahl von Langzeitarbeitslosen widersprechen die erheblichen Mittelkürzungen bei 
den Eingliederungsleistungen für Langzeitarbeitslose. Hat der Bund für 2010  6,02 Mrd. Euro 
zur Verfügung gestellt, so sind es im Jahr 2011  5,3 Mrd. Euro und im Jahr 2012  4,4 Mrd. 
Euro, wobei für Leistungen zur Eingliederung nach dem SGB II sogar nur noch 3,78 Mrd. 
Euro bereitstehen. Auch die Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente hatte in erster 
Linie den Zweck, Einsparpotentiale zu realisieren. Das ist ein falscher Weg. Was wir heute 
bei arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sparen, werden wir morgen und übermorgen wieder 
an mehrfachen Ausgaben haben, wenn es nicht gelingt, auch die Langzeitarbeitslosen wie-
der in Beschäftigung zu bringen. Einsparkonzepte sind nur sinnvoll, wenn sie nachhaltig wir-
ken und nicht auf Kosten anderer, z.B. der Kommunen, stattfinden. Insbesondere die Ver-
schärfungen bei den sog. Ein-Euro-Jobs sind kontraproduktiv und werden von Städten und 
Gemeinden abgelehnt.  
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6.2 Bildungs- und Teilhabepaket wird zunehmend angenommen 
 
Am 29. März 2011 ist das Gesetz zur Neuregelung der Regelsätze im SGB II mit der Einfüh-
rung des Bildungs- und Teilhabepaketes im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden. Das 
Teilhabepaket richtet sich an rund 2,5 Mio. Kinder und Jugendliche und junge Erwachsene 
aus einkommensschwachen Familien. Die Umsetzung lief schleppend an. Im April 2011 hat-
ten nur 10 % der Leistungsberechtigten Anträge gestellt. Durch intensive Beratung und Öf-
fentlichkeitsarbeit insbesondere in den Kommunen konnte diese Quoten erfreulicherweise 
gesteigert werden. 
 
Bereits 45 % aller leistungsberechtigten Kinder und Jugendlichen haben im Oktober 2011 
einen Antrag auf Bildungs- und Teilhabeleistungen nach dem SGB II gestellt. Dabei variieren 
die Zahlen nach den einzelnen Rechtskreisen. Während für Kinder, deren Eltern Wohngeld 
oder Kinderzuschlag erhalten, bereits über 50 % Anträge gestellt wurden, lagen diese im 
Rechtskreis des SGB II bei rund 44 %. Am häufigsten wird die Mittagsverpflegung in An-
spruch genommen, gefolgt von der Finanzierung von Ausflügen und Klassenfahrten sowie 
der Finanzierung der Teilhabeleistungen (Mitgliedsbeiträge in Vereinen oder Freizeiten). 
 
Die steigende Inanspruchnahme zeigt, dass die immer wieder geübte grundsätzliche Kritik 
am Bildungspaket nicht gerechtfertigt ist. Von vornherein war klar, dass es keine 
100prozentige Inanspruchnahme geben kann. Nicht alle Schulen und Kindergärten bieten 
ein Mittagessen an, nicht alle Kinder wollen einen Sportverein oder eine Musikschule besu-
chen und umgekehrt bekommen viele Schülerinnen und Schüler in Ganztagsschulen schon 
entsprechende Angebote. Die tatsächliche Inanspruchnahme des Bildungs- und Teilhabepa-
ketes macht aber auch deutlich, dass eine Geldleistung den Gesetzeszweck nicht erreicht 
hätte. Insoweit besteht zwischen Bund, Ländern und Kommunen Einigkeit, am Bildungs- und 
Teilhabepaket als Sachleistung festzuhalten. Allerdings sind weitere Verfahrensvereinfa-
chungen notwendig. 
 
Nicht zuletzt auf Drängen des DStGB konnte im Vermittlungsausschuss eine Regelung ge-
funden werden, wonach den Kommunen die mit der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabe-
paketes verbundenen Kosten vollumfänglich erstattet werden. 
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7 Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kindergar-
tenplatz  

 
Der Ausbau von Betreuungsplätzen bei den Kommunen geht zügig voran. Er stellt die Städte 
und Gemeinden jedoch vor enorme Herausforderungen. Zurzeit liegt das Betreuungsangebot 
bei ca. 517.000 Plätzen. Dies entspricht einer bundesweiten Versorgungsquote von ca. 25,4 
Prozent. Im Vergleich zum Jahr 2006 sind bis März 2011 zusätzlich über 232.000 Betreu-
ungsplätze für Kinder unter drei Jahren geschaffen worden. Die Zielmarke, bis zum Jahre 
2013 insgesamt 750.000 Plätze für Unterdreijährige und damit eine Versorgungsquote von 
35 Prozent zu schaffen, ist allerdings schwer realisierbar. Diese Zielmarke berücksichtigt 
noch nicht den Rechtsanspruch auf Betreuung ab dem ersten Lebensjahr. Dessen Einfüh-
rung stand bei der Verständigung der Anhebung der Versorgungsquote auf 35 Prozent nicht 
zur Debatte. Die Wirkung eines Rechtsanspruches und auch der gestiegene gesellschaftli-
che Wunsch nach außerhäusiger Betreuung sind bei Festlegung der Ausbauquote völlig un-
berücksichtigt geblieben und für die Kommunen ein zusätzlicher Kraftakt. Unbeschadet der 
weiteren Ausbauanstrengungen müssen folgende Maßnahmen zur Erfüllung des Rechtsan-
spruchs in den Blick genommen werden: 
 

• Standards flexbilisieren 
 
Hauptstandardsetzer im Kindergartenbereich sind die Länder, die zumeist Mindeststandards 
vorschreiben. Sie beziehen sich vor allem auf die Gruppenstärke, die Relation Erzieherin pro 
Gruppe und die Gruppenraum- und Außenflächen nach Quadratmetern. Um mittel- und kurz-
fristig zusätzliche Plätze zu erhalten, sollten diese Standards bzw. Vorgaben der Betriebser-
laubnis vorübergehend ausgesetzt werden. Die Sicherung des Kindeswohls bleibt davon 
unberührt. Auch die Gruppengröße könnte sich erweitern lassen, ohne das Kindeswohl zu 
gefährden, indem den qualifiziert ausgebildeten Erzieherinnen unterstützend Hilfskräfte – 
beispielsweise aus dem Bundesfreiwilligendienst - zur Seite gestellt werden. Diese könnten 
bei einfacheren Tätigkeiten die Erzieher und Erzieherinnen so entlasten, dass eine Vergrö-
ßerung der Gruppe möglich wird. Gleichzeitig ist dieses eine Chance, Menschen für den Be-
ruf des Erziehers bzw. der Erzieherin zu begeistern. 
 

• Nachhaltige Gebäudenutzung 
 
Beim Bau und Betrieb von Kleinstkindereinrichtungen sollte stärker auf Standardfertigungen 
und Mehrzweckeinrichtungen gesetzt werden. Dazu gehören auch die Entscheidungen 
"bauen oder mieten", eine Überprüfung der Ausstattungsstandards und die Prüfung, ob eine 
stärkere Vereinheitlichung beim Bau der Kindergärten möglich ist.  
 

• Stärkeres Engagement der Wirtschaft notwendig 
 
Die Strategie der Kommunen sollte verstärkt auf die Aktivierung von Eltern-Kinder-Initiativen, 
eine stärkere Einbeziehung privat-gewerblicher Anbietung und eine stärkere Einbeziehung 
der Wirtschaft in Form von Betriebskindergärten oder betrieblich unterstützter Kinderbetreu-
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ung setzen. Auch öffentlich-private-Partnerschaften oder Genossenschaftsprojekte können 
im Einzelfall eine Lösung darstellen. 
 

• Personaloffensive starten 
 
Dringend benötigt wird eine Ausbildungsoffensive, um das notwendige Personal gewinnen 
zu können. Dazu gehört neben der Erhöhung der Ausbildungskapazitäten an den Hochschu-
len insbesondere die Erhöhung des steuerlichen Anreizes für junge Menschen, eine Tätigkeit 
als Tagespflegeperson anzunehmen. Eine Straffung der Ausbildung zum allgemeinen Erzie-
her kann durch eine Konzentration dieser auf die Krippentätigkeit erzielt werden. Gleichzeitig 
ermöglicht eine solche Schärfung dieses Berufsbildes eine passgenaue Qualifikation und ist 
ein Baustein zu der erforderlichen Anerkennung der Leistungen in unserer Gesellschaft. 
Notwendig sind weiterhin Programme für Berufsrückkehrerinnen, Personalentwicklungsmaß-
nahmen zum Verbleib im Beruf und Qualifizierungsprogramme für Quereinsteiger. Zusätzlich 
müssen die Programme der Bundesagentur für Arbeit zur Umschulung von Erwerbslosen zu 
Erziehern bzw. Tagespflegepersonen aufgestockt bzw. vereinfacht werden. 
 

• Aktionsprogramm für Tagesmütter erforderlich - Bürokratie abbauen 
 
Zur Umsetzung der Personaloffensive muss auch ein Aktionsprogramm für Tagesmütter ge-
schaffen werden, in welchem aktiv für diese Tätigkeiten geworben wird. Hierzu gehört zum 
Beispiel, unnötige Bürokratie abzuschaffen. Nicht nachvollziehbar ist, warum Tagesmütter 
und Tagesväter, die die Kinder von zu Hause mit dem Pkw abholen und hierfür ein Entgelt 
berechnen, einen Personenbeförderungsschein benötigen und nicht wie die Mitarbeiter von 
Kitas diesen Vorgaben ausgenommen werden. Unverständlich ist auch, dass Tagesmütter 
und Tagesväter seit geraumer Zeit für ihre Einkünfte Sozialversicherungsbeiträge abführen 
müssen. Darüber hinaus soll ab dem 1.1.2012 die Privilegierung von Einkünften aus der Kin-
dertagespflege bei der Anrechnung auf die Grundsicherung für Arbeitsuchende entfallen.  
 

• Zusätzliche Finanzmittel von Bund und Ländern unverzichtbar 
  
Bei Festlegung der 35-Prozent-Zielmarke sind Bund und Länder davon ausgegangen, dass 
zur Finanzierung 12 Mrd. Euro erforderlich sind. Schon dieser Betrag ist für das Ziel der 
750.000 Plätze nicht ausreichend. Die Kommunen hatten einen Finanzierungsbedarf in Höhe 
von 18,6 Mrd. Euro berechnet. Nach neuesten Prognosen werden es sogar 19,6 Mrd. Euro 
sein. Die Betreuungskosten in einer Einrichtung sind deutlich höher als die Inanspruchnahme 
eines Tagesmuttersystems. Hinzu kommt der gestiegene Bedarf zur Verwirklichung des 
Rechtsanspruchs. Vor diesem Hintergrund sind zusätzliche Finanzhilfen von Bund und Län-
dern unverzichtbar!  
 

• Moratorium des Rechtsanspruchs vorbereiten, Klagewelle vermeiden 
 
Eine solide Überprüfung, welche Ausbauziele tatsächlich erreicht sind und wie sich die Situa-
tion bis 2013 darstellen wird, ist unerlässlich. Da sich schon jetzt abzeichnet, dass die Nach-
frage nach Betreuungsplätzen -  bei allen Anstrengungen  - weit größer sein wird als das 
Angebot, müssen dringend Lösungen erzielt werden, um eine Klagewelle enttäuschter Eltern 
zu vermeiden und Politikverdrossenheit nicht unnötig zu befeuern. 
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8 Stellenwert der Jugendpolitik verbessern 
 
Die Jugendphase in Deutschland unterliegt seit einigen Jahren einem tiefgreifenden Struk-
turwandel. So steigen ständig die Anforderungen an Wissen und Kompetenzen. Die Be-
schleunigung und Verdichtung der Bildungsbiographien führen zu einer stärkeren Zeitregulie-
rung des Alltages Jugendlicher. Von Jugendlichen erwartet man eine erfolgreiche Bewälti-
gung der Schule. Sie sollen eine eigene Identität bzw. Persönlichkeit ausbilden und sich vom 
Elternhaus ablösen. Sie sollen sich in die Bürgergesellschaft einpassen und mediale/digitale 
Kompetenzen erwerben sowie ein moralisches Bewusstsein ausbilden. Dies geschieht unter 
teilweise erschwerten Rahmenbedingungen: Jugendliche erleben eine fortgeschrittene Indi-
vidualisierung der Lebenslagen und wachsen teilweise unter den Bedingungen gesellschaft-
licher Spaltung auf. Gleichzeitig müssen sie sich einer fragilen beruflichen Zukunft stellen 
z.B. mit Blick auf die Globalisierung und die Finanzmarktkrisen.  
 
Vor diesem Hintergrund ist es zu begrüßen, dass das Bundesfamilienministerium die seit 
rund 25 Jahren erhobene Forderung nach einer eigenständigen Jugendpolitik aufgreift und 
dieses Politikfeld nicht länger als Problem- und Krisenpolitik ansieht, sondern als gesell-
schaftlich relevante Zukunftspolitik, die alle Jugendlichen im Blick hat und sich nicht auf so 
genannte Problemgruppen von Jugendlichen konzentriert. Der DStGB begrüßt es ausdrück-
lich, dass das BMFSFJ sich stärker der Jugendpolitik widmen und dies in enger Abstimmung 
mit den kommunalen Spitzenverbänden umsetzen will. Schwerpunkte sind die Themen der 
Zusammenarbeit formaler und nichtformaler Bildung, der Übergänge von Schule in Ausbil-
dung bzw. von Ausbildung in den Beruf, der Frage der Beteiligungschancen junger Men-
schen.  
 

9 Rechtsextremismus wirksam bekämpfen 
 
Schon lange vor dem Bekanntwerden der rechtsextremistischen Gruppierungen in Thüringen 
engagiert sich der DStGB in der Bekämpfung des Rechtsextremismus.  
 
Rechtsextremismus ist vielerorts auch ein Problem in den Städten und Gemeinden gewor-
den. Dies nicht zuletzt deshalb, weil rechtsextremistische Gruppierungen sich einen bürgerli-
chen Anstrich geben. Der DStGB hat sich frühzeitig an den vielfältigsten Initiativen und Akti-
onen gegen Rechts beteiligt, zum Beispiel am Modellprojekt „Zivilgesellschaft stärken, Hand-
lungsstrategien gegen Rechtsextremismus im strukturländlichen Raum“. Konkret sind aus 
dem Modellprojekt heraus Handlungsempfehlungen erarbeitet worden, die der Praxis in Ge-
meinden konkrete Empfehlungen geben und für diejenigen eine Hilfe sind, die sich vor Ort 
aktiv gegen Rechtsextremismus einsetzen.  
 
Mit der Nationalmannschaft der Bürgermeister unterstützt der DStGB die Initiative „Kein Foul 
von Rechtsaußen – Sport und Politik vereint für Toleranz, Respekt und Menschenwürde“. 
Diese Initiative des DOSB, des DFB, des BMI und des BMFSFJ richtet sich vor allem an 
Sportvereine, denn dort ist rund die Hälfte aller 16- bis 25-jährigen aktiv. Das macht die Ver-
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eine auf der einen Seite für Rechtsextremisten interessant, auf der anderen Seite gibt es 
aber auch den Sportvereinen die große Chance, etwas gegen Rechtsextremismus und Dis-
kriminierung in der Gesellschaft zu tun. Die Sportvereine sind in den Städten und Gemein-
den fest verankert und ein wichtiger Kooperationspartner im Kampf gegen Rechts. Die 
Kommunen dürfen bei der Bekämpfung des Rechtsextremismus nicht alleine gelassen wer-
den. Von daher ist es zu begrüßen, dass der Deutsche Bundestag die geplante Kürzung der 
Haushaltsmittel für die Bundesprogramme gegen Rechts um 2 Mio. Euro rückgängig ge-
macht hat. Somit stehen weiterhin 24 Mio. Euro zur Verfügung.  
 
Problematischer ist aber, dass der Bund zwar Geld für Projekte gegen Rechtsextremismus 
bereitstellt, er aber die Projekte vielfach nur zu 50 % fördert. Viele Kommunen, insbesondere 
in Ostdeutschland haben aber nicht die Finanzmittel, die Projekte anteilig zu finanzieren. 
Dies führt dazu, dass Projekte vor Ort vielfach nicht zustande kommen und das Bundesgeld 
nicht vollständig abgerufen wird. 
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10 Energiewende nur mit Städten und Gemeinden 
 

10.1 Umsetzung mit Transparenz und Ehrlichkeit 
 
Die Energiewende kann nur mit den Kommunen, ihren Bürgerinnen und Bürgern und der 
Wirtschaft gemeinsam umgesetzt werden. Alle Akteure müssen zusammenarbeiten: Die 
Stadtwerke, die großen Energieversorger, die Kommunen und die Bürger. Den Städten und 
Gemeinden kommt eine besondere Rolle zu. Denn hier müssen die alternativen Energien 
angesiedelt, hier müssen die Stromtrassen gebaut, die Infra- und Speicherstruktur geschaf-
fen werden und hier wird der Strom verbraucht. Erforderlich sind daher eine enge Einbindung 
der Kommunen und eine Stärkung ihres Handlungsspielraumes. 

10.2 Zukunft der Energieversorgung und -erzeugung ist dezentral 
 
Die beschleunigte Energiewende hat zur Folge, dass der Anteil der Atomenergie an der 
Stromerzeugung (22 % im Jahr 2010) noch schneller ersetzt werden muss. Hierzu werden 
Maßnahmen zur Energieeinsparung und zur Verbesserung der Energieeffizienz allein nicht 
ausreichen. Damit die Energiewende ein Erfolg wird, werden wir alle Ressourcen der alterna-
tiven Energieerzeugung mobilisieren müssen. Unverzichtbar ist eine gezielte Unterstützung 
der Städte und Gemeinden des ländlichen Raums, die unter Beteiligung ihrer Bürger, etwa in 
Form von Genossenschaften, maßgeblich dazu beigetragen haben, dass der Anteil erneuer-
barer Energien am verbrauchten Strom bereits auf 17 % gestiegen ist. Es darf daher kein 
Missverhältnis zwischen zentralen, großindustriellen Anlagen und dezentralen Anlagen von 
Privaten, Stadtwerken, interkommunalen Gemeindewerken oder Bürgerkraftwerken entste-
hen. Wenn die Energie vor Ort mittels Windkraft, Solarkraft oder Biogas erzeugt wird, kann 
dabei zusätzlich die entstehende Wärme – im Gegensatz zur Energieerzeugung durch 
Großanlagen – unmittelbar vor Ort mit genutzt werden.  

10.3 Erneuerbare Energien als tragende Säule der Versorgung 
 
Neben der Offshore-Windenergie ist auch die Windkraft auf dem Land zu nutzen und eine 
ausreichende Förderung dieser unabdingbar. Hierzu gehört die Ausschöpfung der vorhan-
denen Potenziale durch den Austausch älterer durch neue, leistungsstärkere Windkraftanla-
gen, dem sogenannten Repowering. Auch die Windkraft im Wald sollte verstärkt genutzt 
werden. Die dezentrale Lage, die Entfernung zur Wohnbesiedlung und das bereits beste-
hende forstwirtschaftliche Wegenetz bieten die Chance, diese Energiequelle möglichst stö-
rungsfrei zu erschließen. Durch die Einbettung in die Waldkulisse kann die optische Wahr-
nehmung zumindest teilweise abgeschwächt werden. Der Ausbau darf allerdings nicht zu 
einem „Wildwuchs“ im Walde führen und muss im Konsens mit den Bürgern erfolgen.  
 
Die förderrechtliche Privilegierung großer Biomasseanlagen zu Lasten der kleineren und 
mittleren, die an die örtlichen Gegebenheiten angepasst sind, ist nicht zielführend. Mit Blick 
auf die mit steigender Größe verbundenen erheblichen Belastungen für die Anwohner ist mit 
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großen Widerständen vor Ort zu rechnen. Weitgehend ungenutzt ist bisher das Potenzial von 
Photovoltaikanlagen auf Freiflächen. Es ist nicht ersichtlich, warum ausschließlich Anlagen 
auf Konversionsflächen vergütet werden. Die Photovoltaikförderung auf Acker- und Grün-
landflächen sollte gezielt ermöglicht werden.  
 
 
 

 
 
 
 

10.4 Intelligente Stromnetze schaffen 
 
Damit wir die alternativen Energien auch nutzen können, muss das Stromnetz den neuen 
Bedürfnissen angepasst und schnellstmöglich ausgebaut werden. Ca. 80 Prozent der erneu-
erbaren Energien können auf der Ebene der Verteilnetze eingespeist werden. Dies erfordert 
erhebliche Investitionen der Stadtwerke als Verteilnetzbetreiber vor Ort. 
 
Der Ausbaubedarf der Fernleitungstrassen lässt sich auch durch Förderung von Speicher-
technologien und nicht zuletzt durch die Steuerung der Nachfrage insbesondere durch intel-
ligente Stromnetze („Smart Grids“) reduzieren. So macht diese Verknüpfung von Erzeugern, 
Verbrauchern und Speichern über das Internet eine angebotsorientierte Steuerung von 
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Stromverbrauchern möglich. Grundvoraussetzung hierfür ist eine lückenlose Anbindung aller 
Städte und Gemeinden - auch im ländlichen Raum - an schnelle Internetverbindungen und 
eine Absicherung der den Gemeinden zustehenden Konzessionsabgaben.  

10.5 Ehrliche Debatte beim Netzausbau 
 
Energiepolitik der Zukunft bedeutet auch Konsens unter Bürgerbeteiligung. Bezüglich der 
zudem erforderlichen Höchstspannungsstromleitungen sowie damit verbundener Fragen der 
Erdverkabelung, der landschaftlichen Beeinträchtigungen, Pflege und Kosten brauchen wir 
eine gesellschaftliche Diskussion, was geleistet werden kann, was gewünscht und was ak-
zeptiert wird. Eine beschleunigte Planung kann nur gelingen, wenn die Planungshoheit der 
Städte und Gemeinden als bürgernächste Ebene auch beim Netzausbau umfassend ge-
währleistet ist und die kommunalen Belange in ihrer Gänze inhaltlich berücksichtigt werden. 

10.6 Bürgerbeteiligung modernisieren – Verfahren straffen 
 
Um jahrelange Verzögerungen bei der Planung und beim Bau zu vermeiden, sind eine aktive 
Informationspolitik und eine frühzeitige Beteiligung der Bürger bei den Planungsvorhaben 
notwendig. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die gesetzlich vorgeschriebenen Beteili-
gungsmöglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern in vielen Fällen nicht wahrgenommen 
werden und die Gefahr späterer Protestbewegungen entsteht, welche den Prozess verzö-
gern. Wenn sich die Sprache der Bürger verändert und die traditionellen Spielregeln kaum 
noch akzeptiert werden, müssen wir diese anpassen. Hier sind besonders die Planungsträ-
ger gefordert. Aktive Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern, aber auch von privaten Akteu-
ren wie Wirtschaft und Handel führt zu einer stärkeren Identifikation, Akzeptanz und Durch-
setzung von Entscheidungen. Dies bedingt aber auch, dass die Beteiligung nicht auf die un-
mittelbar Betroffenen beschränkt wird und sich die Beteiligungsformen an Allgemeinwohl 
dienenden Zielen orientieren.  
 
Gleichzeitig müssen die Verfahren beschleunigt werden. Planungsprozesse selbst bei Groß-
projekten von fünfzehn Jahren (Stuttgart 21) sind nicht akzeptabel. Ebenso sind die gerichtli-
chen Verfahren zu straffen. Hier könnten neben einer Reduzierung des Instanzenzuges auch 
beschleunigte Gerichtsverfahren für Großprojekte mit gesonderten Spruchkammern geschaf-
fen werden, die in vorgegebenen Höchstfristen entscheiden. 

10.7 Speicherinfrastruktur ausbauen 
 
Die Speicherinfrastruktur wird künftig ein wichtiger Teil der systemischen Bereitstellung von 
Energie sein. Hier ist auch die Elektromobilität ein wichtiger Baustein insbesondere bezüglich 
der Speicherungsmöglichkeiten. Die Umsetzung der Ziele der nationalen Strategie zur För-
derung von Elektromobilität ist ohne Mitwirkung der Städte und Gemeinden nicht möglich. So 
sind beispielsweise neue Lade-Infrastrukturen für Batterien aufzubauen. Dazu müssen den 
Kommunen entsprechende Mittel bereitgestellt werden. 
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10.8 Akzeptanz schaffen – Kommunen an Wertschöpfung beteili-
gen 

 
Die Städte und Gemeinden müssen an der Wertschöpfung der Energieerzeugung und des 
Netzausbaus beteiligt werden. Den Bürgern wird schwer zu vermitteln sein, warum sie Ein-
schnitte in ihrer Landschaft durch Stromtrassen, Biogasanlagen und Windräder hinnehmen 
sollen, aber ihrer Stadt das Geld für den Kita-Ausbau und zum Stopfen der Schlaglöcher 
fehlt. Wenn der öffentliche Nahverkehr nicht adäquat vorgehalten werden kann, aber Einzel-
ne mit der Energieproduktion viel Geld verdienen, wird dieses auf Widerstand stoßen. 
 
Eine steigende Anzahl von Gemeinden und ganzen Regionen deckt zudem ihren eigenen 
Energiebedarf bereits zu 100 Prozent aus erneuerbaren Quellen und sichert zugleich Wert-
schöpfung und Arbeitsplätze vor Ort. Kommunen, die sich in dieser Weise engagieren, müs-
sen aber auch im Interesse ihrer Bürger an der Wertschöpfung aus der Energieerzeugung 
und dem Netzausbau angemessen beteiligt werden. 
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10.9 Energieeffizienz weiter verbessern 
 
Die beste Energie ist diejenige, die eingespart und gar nicht erst produziert wird. Potenzial 
zur weiteren Verbesserung der Energieeffizienz besteht insbesondere im Bereich des Städ-
tebaus. Ökonomische Anreize zur Gebäudesanierung sind weiter zu verbessern. Auf den 
Gebäudebereich entfallen rund 40 Prozent des deutschen Energieverbrauchs und etwa ein 
Drittel der CO2-Emissionen. Zudem sind die Energiekosten für die Kommunen neben Sozi-
alausgaben, Personal und Zinsen mit 2,5 Mrd. Euro pro Jahr ein wichtiger Faktor. Bei den 
rund 176 000 kommunalen Gebäuden gibt es noch eine Steigerung der Energieeffizienz von 
60 Prozent. Bereits heute unternehmen die Kommunen immense Anstrengungen, ihren Ge-
bäudebestand energetisch zu sanieren, um so den Energieverbrauch weiter einschränken zu 
können. So werden langfristig nicht nur finanzielle Mittel frei, sondern gleichzeitig ein wichti-
ger Beitrag in Sachen Klimaschutz geleistet. Auch die energetische Sanierung des Gebäu-
debestands wird nicht allein über Steuererleichterungen, die nicht die Kommunen belasten 
dürfen, sondern über eine direkte finanzielle Unterstützung erreichbar sein. 

10.10  Preisstabilität und Wettbewerbsfähigkeit sichern 
 
Eine schnelle und zudem bezahlbare Energiewende bei gleichzeitiger Gewährleistung der 
Versorgungssicherheit gibt es nicht zum Null-Tarif. Verbraucher, Kommunen und Unterneh-
men dürfen aber nicht durch zu hohe Energiepreise überfordert werden. Erforderlich sind 
Transparenz und Ehrlichkeit in der Debatte. Staatliche Subventionen für erneuerbare Ener-
gien müssen deshalb regelmäßig in einem transparenten Verfahren überprüft werden, um 
einen möglichst effizienten Mitteleinsatz zu gewährleisten. Gleiches gilt für die im Netzbe-
reich anfallenden Kosten durch notwendige Investitionen in die Energieverteilnetze zur In-
tegration der erneuerbaren Energien und für die Kosten des Ausbaus der Übertragungsnet-
ze. Mit der Energiewende verbundene Mehrkosten müssen gerecht verteilt werden. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen ist zu beachten. Wir brauchen eine Energiewende 
mit Augenmaß. Nach dem Grundsatz der gleichwertigen Lebensbedingungen muss ein ge-
spaltener Strompreis Stadt/Land ausgeschlossen werden. 

10.11  Sachverständigenrat Energiewende etablieren 
 
Um widersprüchliche Rahmenvorgaben zu vermeiden, sollte die Energiekompetenz auf Bun-
desebene an einer Stelle gebündelt werden und nicht auf verschiedene Ressorts (Umwelt, 
Wirtschaft, Bau und Verkehr) verteilt bleiben. Nach dem Vorbild der Elektromobilitätsplatt-
form des Bundeswirtschaftsministeriums sollte eine Plattform zur Energiewende geschaffen 
werden. Diese sollte beim Bundesumweltministerium angesiedelt sein, um ein Forum zur 
Zusammenarbeit mit den zentralen Akteuren wie den Städten und Gemeinden zu bieten. Der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund begrüßt, dass das Monitoring der Energiewende durch 
die Ministerien durch Sachverständige begleitet wird. Die fortlaufende Überprüfung des Um-
setzungsstandes der Energiewende ist ein wichtiger Baustein zum Gelingen dieses Projek-
tes. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund erwartet, dass die sachverständigen Experten 
unabhängig arbeiten und Vorschläge zur Beseitigung von Hemmnissen unterbreiten und 
Ansätze zu gesetzgeberischen Nachbesserungen entwickeln können. 


